
artige (vermögensrechtliche oder nichtvermögensrecht­
liche) Ansprüche zusammenzurechnen. Die Summe der 
Werte gleichartiger Ansprüche bildet den Gebühren- 
wert./15/ Treffen vermögensrechtliche und nicht vermö­
gensrechtliche Ansprüche zusammen, dann wird jedoch 
der Gebührenwert durch den höheren Anspruch be­
stimmt. Dabei ist es unbeachtlich, ob das Zusammentref­
fen der ungleichartigen Ansprüche in einem Verfahren 
auf eine Anspruchshäufung oder auf eine Verbindung 
der Verfahren zurückzuführen ist./16/
Für die nach § 13 Abs. 1 ZPO in die Ehesache einzube­
ziehenden Regelungen des Erziehungsrechts und des 
Unterhalts für die Zeit nach der Eheauflösung werden 
•keine Gerichtsgebühren erhoben, da diese Regelungen 
zwingend Bestandteil der Ehesache sind und sich für 
diese der Gebührenwert aus dem Bruttoeinkommen 
beider Ehegatten in den letzten vier Monaten vor der 
Einreichung der Klage oder der Einlegung der Beru­
fung ergibt (§ 172 Abs. 2 Ziff. 1 ZPO). Da der Unter­
haltsanspruch eines Ehegatten — im Gegensatz zum Er­
ziehungsrecht und zum Unterhalt der Kinder — nur 
dann in die Ehesache einbezogen wird, wenn es der 
Ehegatte beantragt, entsteht für mitwirkende Rechts­
anwälte in diesem Fall ein Gebührenanspruch nach 
dem Wert des beantragten Unterhalts, jedoch höchstens 
bis zu einem Jahresbetrag. Dagegen läßt die nicht von 
den Anträgen der Prozeßparteien abhängige Verhand­
lung und Entscheidung über das Erziehungsrecht und 
den Unterhalt der Kinder (§ 25 FGB, § 13 Abs. 1 ZPO) 
für mitwirkende Rechtsanwälte keinen besonderen Ge­
bührenanspruch entstehen.
Soweit § 172 Abs. 2 Ziff. 2 ZPO eine Gebührenwertbe­
rechnung für Verfahren über das elterliche Erziehungs­
recht vorsieht, gilt das nur für selbständige außerhalb 
einer Ehesache durchgeführte Verfahren.
Rechtsanwälte haben nach der RAGO Gebühren für 
einzelne Prozeßhandlungen zu beanspruchen. Des­
halb ist zu beachten, daß diesen Einzelgebühren unter­
schiedliche Gebührenwerte zugrunde liegen können. 
Wird z. B. in einem Verfahren nur über einen Teilan­
spruch Beweis erhoben, dann ist für die Beweisgebühr 
(§ 13 Abs. 1 Ziff. 3 RAGO) und ggf. auch für die Gebühr 
für die weitere Verhandlung (§17 RAGO) nur der Wert 
dieses Teilanspruchs maßgeblich, während die Prozeß­
gebühr (§ 13 Abs. 1 Ziff. 1 RAGO) und die Verhand­
lungsgebühr (§ 13 Abs. 1 Ziff. 2 RAGO) nach dem Ge­
bührenwert zu berechnen sind, nach dem auch die Ge­
richtsgebühren berechnet werden. Das kann in den Fäl­
len, in denen eine Festsetzung des Gebührenwerts er­
forderlich wird, Veranlassung sein, diese getrennt für 
die Gerichtsgebühren und für die Rechtsanwaltsgebüh­
ren und bei letzteren auch getrennt für die einzelnen 
Prozeßhandlungen vorzunehmen. Das muß insbeson­
dere dann geschehen, wenn es von einem mitwirken­
den Rechtsanwalt beantragt wird.
Der Gebührenwert für die Berufung wird durch den 
vom Berufungskläger gestellten Antrag bestimmt. Das 
gilt auch dann, wenn sich die Berufung nur gegen eine 
Teilentscheidung richtet, aber eine weitergehende Über­
prüfung des Urteils zur Folge hat (vgl. §§ 153 Abs. 2 und 
3, 154 Abs. 1 ZPO).

AS/ Wird mit einer Klage z. B. die Aufhebung eines Wohnung»- 
mletverhältnisses (Wert: Jahresbetrag des Mietpreises), die 
Verurteilung zur künftigen Mietzahlung bis zur Räumung 
(Wert: Jahresbetrag des Mietpreises) und ein rüdeständiger 
Mietbetrag (Wert: Betrag der Forderung) geltend gemacht, 
bildet die Summe dieser drei Ansprüche den Gebührenwert. 
/16/ Wird über einen von mehreren in einer Klage geltend ge­
machten Anspruch vorab entschieden (§ 77 Abs. 4 ZPO), so hat 
das auf die Wertberechnung keinen Einfluß, während die Tren­
nung mehrerer Ansprüche gemäß § 34 Ziff. 2 ZPO auch zur ge­
trennten Wertberechnung und Gebührenerhebung in jedem 
Elnzelverfahren führt. Gebührenvorauszahlungen, die vor der 
Trennung 1m ursprünglichen Verfahren geleistet wurden, sind 
auf die Elnzelverfahren entsprechend zu verrechnen.

Die Kostenentscheidung des Gerichts
Das Gericht hat in der Entscheidung, durch die das Ver­
fahren in der Instanz beendet wird, auch darüber zu 
befinden, in welchem Umfang die Prozeßparteien die 
Kosten des Verfahrens zu tragen haben. Wird das Ver­
fahren nicht durch eine Entscheidung des Gerichts, son­
dern auf andere Weise beendet, dann ist durch beson­
deren Beschluß über die Kosten zu entscheiden (§ 173 
Abs. 1 ZPO).
Eine Kostenentscheidung ist dann nicht erforderlich, 
wenn das Verfahren durch eine gerichtliche Einigung 
(auch) über die Verfahrenskosten beendet wird (vgl. 
§ 175 Abs. 2 ZPO) oder wenn es keinen Antragsgegner 
gibt. Das ist außer im Todeserklärungs- und im Aufge­
botsverfahren der Fall, wenn dem Verklagten zum Zeit­
punkt der Klagerücknahme die Klage noch nicht zuge­
stellt war./17/ Aus § 2 Abs. 1 Justizkostenordnung ergibt 
sich, daß in diesen Fällen derjenige Zahlungspflichtiger 
ist, der zur Kostenvorauszahlung verpflichtet ist.
Die Verpflichtung des Schuldners zur Zahlung der Voll­
streckungskosten (§ 176 Abs. 3 ZPO) braucht nicht durch 
eine Kostenentscheidung ausgesprochen zu werden, da 
diese Kosten gemäß § 86 Abs. 3 ZPO mit dem Anspruch 
des Gläubigers zu vollstrecken sind. Der Sekretär hat 
bei Einleitung der Vollstreckung die Richtigkeit der 
vom Gläubiger berechneten Kosten der Vollstreckung 
nachzuprüfen. Einer besonderen Kostenfestsetzung be­
darf es auch dann nicht, wenn der Sekretär die Kosten 
des Gläubigers nicht anerkennt. In diesem Fall hat er 
dem Gläubiger davon Mitteilung zu machen, der sei­
nerseits gegen die Nichtberücksichtigung seiner Kosten 
nach § 135 Abs. 3 ZPO Einwendungen erheben kann. 
Die Voraussetzungen, die für die Kostenentscheidung 
des Gerichts maßgeblich sind, ergeben sich aus den 
§§ 174 bis 176 ZPO:
Für Zivilrechts- und Familienrechtssachen (mit Aus­
nahme der Ehesachen) gilt der Grundsatz, daß der un­
terlegenen Partei die Kosten des Verfahrens allein 
oder bei teilweisem Unterliegen zu einem entsprechen­
den Anteil aufzuerlegen sind. Das Gericht kann hiervon 
jedoch abweichen und einer anderen Prozeßpartei die 
Kosten ganz oder teilweise auferlegen, wenn diese zur 
Klage Anlaß gegeben hat oder wenn die abweichende 
Kostenentscheidung den Umständen nach/18/ gerecht­
fertigt ist (§ 174 Abs. 1, 2 und 3 Satz 2 ZPO).
In Ehesachen hat das Gericht bei seiner Kostenentschei­
dung sowohl die in der Sache getroffenen Feststellun­
gen als auch die wirtschaftliche Lage der Prozeßpar­
teien zu berücksichtigen (§§ 174 Abs. 3 Satz 1, 175 Abs. 3 
und 4 ZPO).
In Arbeitsrechtssachen muß nur über die Pflicht zur 
Tragung der außergerichtlichen Kosten des Verfahrens 
entschieden werden, da Gerichtskosten für Arbeits­
rechtssachen nicht erhoben werden. Dabei güt der 
Grundsatz, daß jede Prozeßpartei ihre außergerichtli­
chen Kosten selbst zu tragen hat. Dieser Grundsatz wird 
aber durchbrochen, wenn der Betrieb im Verfahren 
ganz oder teilweise unterliegt; in diesem Fall sind dem 
Betrieb die gesamten außergerichtlichen Kosten — die 
eigenen und die des Werktätigen einschließlich der Ko­
sten eines vom Werktätigen beauftragten Rechtsan­
walts — aufzuerlegen (§ 174 Abs. 4 ZPO). Daraus ergibt 
sich, daß der Werktätige in keinem Fall Kosten des 
Betriebes zu tragen hat. Von dieser Regelung kann das 
Gericht nicht abweichen.

A7/ In diesem Fall findet § 175 Abs. 1 ZPO keine Anwendung. 
Dem „Verklagten“ können keine Kosten auf erlegt werden, 
well er noch nicht in das Verfahren einbezogen, also auch noch 
nicht „Verklagter“ war.
ft.8/ Solche Umstände können sich aus dem Sachverhalt und ln 
Verbindung damit auch aus der sozialen Lage der Prozeß- 
parteden ergeben.
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